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1 Prüfungsauftrag 

Die gesetzlichen Vertreter der 

GBW Real Estate GmbH & Co. KG und der 

Pearl AcquiCo Zwei GmbH & Co. KG, 

beide München 

– nachfolgend auch kurz „GBW RE“ bzw. „Pearl Zwei“ oder gemeinsam „Gesellschaften“ genannt – 

haben uns beauftragt, den Bericht der Gesellschaften an die Bayerische Landesbank, Anstalt des 

öffentlichen Rechts, München, (nachfolgend „BayernLB“) über die Einhaltung der in der Sozialcharta 

(Anlage 12.1 zum Aktienkaufvertrag vom 27./28. März 2013 zwischen der GBW Real Estate GmbH 

& Co. KG und der Pearl AcquiCo Zwei GmbH & Co. KG, beide München, als Käuferinnen sowie der 

BayernLB als Verkäuferin) genannten Regelungen im Berichtszeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 

2016 (nachfolgend „Berichtszeitraum 2016“) zu prüfen. 

Wir bestätigen nach § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Prüfung die anwendbaren Vorschriften 

zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Wir haben unsere Prüfung auftragsgemäß unter Zugrundelegung des International Standard on  

Assurance Engagements ISAE 3000 (Assurance Engagements other than Audits or Reviews of Histo-

rical Financial Information) durchgeführt. Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwort-

lichkeit, auch im Verhältnis zu Dritten, gelten die unter dem 16. Februar/16. März 2016 getroffenen 

Vereinbarungen sowie ergänzend die als Anlage 2 beigefügten „Allgemeinen Auftragsbedingungen 

für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften“ in der Fassung vom 1. Januar 2002. 

Dieser Prüfungsbericht wurde nur zur Dokumentation der durchgeführten Prüfung gegenüber den 

Gesellschaften sowie gegenüber der BayernLB und nicht für Zwecke Dritter erstellt, denen gegenüber 

wir keine Haftung übernehmen. 
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2 Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

Prüfungsgegenstand 

Mit Aktienkaufvertrag vom 27./28. März 2013 haben die GBW Real Estate GmbH & Co. KG („Käufe-

rin 1“) sowie die Pearl AcquiCo Zwei GmbH & Co. KG („Käuferin 2“) mit Wirkung zum 27. Mai 2013 

(„Vollzugstag“) von der BayernLB („Verkäuferin“), deren Beteiligung an der vormaligen GBW AG 

(heute GBW GmbH), München, erworben. Die GBW AG wurde durch formwechselnde Umwandlung 

in die Rechtsform einer GmbH gewandelt.  

Die Käuferinnen haben sich nach § 12.1 des Aktienkaufvertrags verpflichtet, die dem Aktienkaufver-

trag als Anlage 12.1 beigefügte „Sozialcharta“ einzuhalten und, nach § 12.4 des Aktienkaufvertrags, 

der Verkäuferin spätestens innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres 

einen schriftlichen Bericht über sämtliche Maßnahmen, Handlungen und Unterlassungen, die zur Ein-

haltung der in der Sozialcharta genannten Regelungen in dem jeweiligen Kalenderjahr getroffen wor-

den sind, vorzulegen. 

Gegenstand unserer Prüfung war demzufolge 

• der Bericht der Gesellschaften über die Einhaltung der in der Sozialcharta genannten Regelungen 

im Berichtszeitraum 2016. 

Die Berichterstattung über die Einhaltung der in der Sozialcharta genannten Regelungen nach den 

Bestimmungen des Aktienkaufvertrags mit der BayernLB liegt in der Verantwortung der gesetzlichen 

Vertreter der Gesellschaften; dies gilt auch für die Angaben, die wir zu dieser Berichterstattung nebst 

dazugehörenden Unterlagen erhalten haben. Unsere Aufgabe ist es, diese Unterlagen und Angaben 

im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 

Die Einhaltung der in der Sozialcharta genannten Regelungen sowie die Einrichtung und Aufrechter-

haltung eines angemessenen internen Kontrollsystems liegen in der Verantwortung der gesetzlichen 

Vertreter der Gesellschaften. Diese Verantwortlichkeit wird durch unsere Prüfung nicht einge-

schränkt. 

Im Einzelnen umfassen die in der Sozialcharta geregelten Schutzmaßnahmen für die Mieter und 

Mitarbeiter die in der Anlage 1.2 zu diesem Prüfbericht aufgeführten Regelungen.  
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Art und Umfang der Prüfung 

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der diesem Bericht als Anlage 1 beigefügte Bericht der GBW RE 

und der Pearl Zwei über die Einhaltung der in der Sozialcharta genannten Regelungen im Berichts-

zeitraum 2016. Dabei umfasst der maßgebliche Berichtszeitraum den Zeitraum vom 1. Januar bis 

zum 31. Dezember 2016. 

Wir haben die Prüfung in den Monaten Februar bis Juni 2017 durchgeführt. 

Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung des International Standard on Assurance Engagements 

ISAE 3000 (Assurance Engagements other than Audits or Reviews of Historical Financial Information) 

durchgeführt. Danach haben wir die Berufspflichten einzuhalten und die Prüfung unter Beachtung 

des Grundsatzes der Wesentlichkeit so zu planen und durchzuführen, dass wir unsere Beurteilung 

mit einer hinreichenden Sicherheit abgeben können. 

Unsere Prüfungshandlungen haben wir – wie berufsüblich – überwiegend auf der Basis von Stichpro-

ben durchgeführt. Die Durchführung der Prüfung in Stichproben in Verbindung mit den jeder Prüfung 

innewohnenden Grenzen beinhaltet das unvermeidliche Risiko, dass selbst wesentliche unrichtige 

Angaben unentdeckt bleiben können und andere Unregelmäßigkeiten nicht notwendigerweise durch 

unsere Prüfung aufgedeckt werden. 

Das interne Kontrollsystem der Gesellschaften haben wir untersucht, soweit es für die Einhaltung der 

in der Sozialcharta genannten Regelungen und für die darüber vereinbarte Berichterstattung von 

Bedeutung ist; das interne Kontrollsystem in seiner Gesamtheit war nicht Gegenstand unserer Prü-

fung. Identifizierte Kontrollverfahren der Gesellschaften haben wir auf Wirksamkeit und Anwendung 

im Berichtszeitraum geprüft. Unsere aussagebezogenen Prüfungshandlungen konnten wir, soweit 

diese Kontrollen als wirksam einzustufen waren, reduzieren. 

Die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaften haben alle gewünschten Aufklärungen und Nachweise 

erbracht und unter dem 26. Juni 2017 eine Vollständigkeitserklärung in schriftlicher Form abgege-

ben. Darin wird insbesondere versichert, dass in dem Bericht alle nach dem Aktienkaufvertrag erfor-

derlichen Angaben vollständig und richtig enthalten sind, und dass uns alle zur Durchführung unserer 

Prüfung erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt, Informationen gegeben und zum Verständ-

nis des Berichts erforderlichen Auskünfte erteilt worden sind. 
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3 Wiedergabe der Bescheinigung 

Auf der Grundlage unserer auftragsgemäßen Prüfung haben wir dem Bericht der GBW Real Estate 

GmbH & Co. KG und der Pearl AcquiCo Zwei GmbH & Co. KG, beide München, an die Bayerische 

Landesbank, Anstalt des öffentlichen Rechts, München, über die Einhaltung der „Sozialcharta“ im 

Berichtszeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2016 („Berichtszeitraum 2016“) in der Fassung der 

Anlage 1 folgende Bescheinigung erteilt: 

„Bescheinigung über die unabhängige betriebswirtschaftliche Prüfung des Berichts der 

GBW Real Estate GmbH & Co. KG und der Pearl AcquiCo Zwei GmbH & Co. KG an die Baye-

rische Landesbank, Anstalt des öffentlichen Rechts, München, über die Einhaltung der in 

der „Sozialcharta“ genannten Regelungen im Berichtszeitraum 2016 

An die GBW Real Estate GmbH & Co. KG und die Pearl AcquiCo Zwei GmbH & Co. KG, beide München 

Wir haben auftragsgemäß den Bericht der GBW Real Estate GmbH & Co. KG und der Pearl AcquiCo 

Zwei GmbH & Co. KG, beide München, über die Einhaltung der in der „Sozialcharta“ (Anlage 12.1 

zum Aktienkaufvertrag vom 27./28. März 2013 zwischen der GBW Real Estate GmbH & Co. KG und 

der Pearl AcquiCo Zwei GmbH & Co. KG, beide München, als Käuferinnen sowie der Bayerische Lan-

desbank, Anstalt des öffentlichen Rechts, München, als Verkäuferin) genannten Regelungen im Be-

richtszeitraum 2016 hinsichtlich des Einklangs der Aussagen und Angaben mit den zugrunde liegen-

den tatsächlichen Verhältnissen geprüft. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

Die gesetzlichen Vertreter der GBW Real Estate GmbH & Co. KG und der Pearl AcquiCo Zwei GmbH 

& Co. KG sind verantwortlich für die Aufstellung des gemäß § 12.4.1 des vorgenannten Aktienkauf-

vertrags zu erstattenden jährlichen Berichts über die Einhaltung der in der „Sozialcharta“ genannten 

Regelungen. Die gesetzlichen Vertreter sind außerdem verantwortlich für die internen Kontrollen, die 

sie als notwendig erachten, um die Aufstellung des Berichts zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 

– beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Aussagen oder Angaben ist. 

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage unserer Prüfung ein Urteil zu den in dem Bericht enthalte-

nen Aussagen und Angaben über sämtliche Maßnahmen, Handlungen und Unterlassungen, die zur 

Einhaltung der in der Sozialcharta genannten Regelungen im Berichtszeitraum 2016 getroffen wor-

den sind, abzugeben. 
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I. Vorbemerkung 

Gemäß Aktienkaufvertrag vom 27./28.03.2013 veräußerte die Bayerische Landesbank, Anstalt 
des öffentlichen Rechts (nachfolgend kurz Verkäuferin) ihre Beteiligung an der vormaligen 
GBW AG (jetzt GBW GmbH) an die GBW Real Estate GmbH & Co. KG (vormals Pearl AcquiCo 
Eins GmbH & Co. KG) sowie an die Pearl AcquiCo Zwei GmbH & Co. KG (beide nachfolgend kurz 
Käuferinnen). Zum Schutz der Mieter und Mitarbeiter der zum Konzern der GBW Real Estate 
GmbH & Co. KG gehörenden Gesellschaften haben die Verkäuferin und die Käuferinnen die als 
Anlage 1 zu diesem Bericht beigefügte Sozialcharta vereinbart. Die Sozialcharta ist am 
27.05.2013 in Kraft getreten. Die GBW GmbH sowie ihre von der Sozialcharta betroffenen Toch-
tergesellschaften sind den Verpflichtungen aus der Sozialcharta im Wege des Schuldbeitritts bei-
getreten. 

Die Käuferinnen haben der Verkäuferin gemäß Aktienkaufvertrag für jedes Kalenderjahr ab dem 
27.05.2013 bis zum 31.12.2022, spätestens innerhalb von 6 Monaten nach dem Ablauf des je-
weiligen Kalenderjahres, einen schriftlichen Bericht über sämtliche Maßnahmen, Handlungen und 
Unterlassungen, die zur Einhaltung der in der Sozialcharta genannten Regelungen in dem jewei-
ligen Kalenderjahr getroffen worden sind, vorzulegen. 

Über die Einhaltung der Einschränkung von Mieterhöhungen gemäß Ziffer 2.4.1 der Sozialcharta 
für den Zeitraum 27.05.2013 - 27.05.2016 wurde im Berichtsjahr bereits vorab ein Zwischenbe-
richt erstellt. Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
hat diesen Zwischenbericht geprüft und die Einhaltung der Vorgaben gemäß Ziffer 2.4.1 der So-
zialcharta bestätigt. Der entsprechende Prüfungsbericht ist im Internet unter www.gbw-
gruppe.de abrufbar. Eine erneute Berichterstattung erfolgt an dieser Stelle daher nicht mehr. 

Zur Einhaltung der Einschränkung von Mieterhöhungen gemäß Ziffer 2.4.2 der Sozialcharta für 
den 12-Monatszeitraum 27.05.2016 – 27.05.2017 kann erst im nächsten Sozialchartabericht für 
2017 abschließend Stellung genommen werden, da das Ende des 12-Monatszeitraums in das 
Berichtsjahr 2017 fällt. 

Im Übrigen wurden im Berichtszeitraum 01.01.2016 bis 31.12.2016 die Vorgaben aus der Sozial-
charta wie nachfolgend dargestellt vollständig eingehalten. 

II. Bericht über die Einhaltung der Sozialcharta

1. Erläuterung Begriffe und Kennzahlen 

Die Begriffe Bestandsmieter, Bestandswohnung, Luxusmodernisierung und sonstige Selbstnutzer 
werden im nachfolgenden Bericht im Sinne von § 1 der Sozialcharta verwendet. Soweit nachfol-
gend auf Sollmieten Bezug genommenen wird, handelt es sich um Nettokaltmieten im Sinne von 
§ 2.4 der Sozialcharta. 

Der Vollzugstag, an dem die Sozialcharta im Verhältnis zwischen der Verkäuferin und den Käu-
ferinnen in Kraft getreten ist, ist der 27.05.2013. Berichtszeitraum bzw. Berichtsjahr ist der Zeit-
raum 01.01.2016 bis 31.12.2016. Sofern sich der Bericht auf einen anderen Zeitraum bezieht, 
wird dieser Zeitraum benannt.  
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Die GBW GmbH und ihre bestandshaltenden Tochtergesellschaften werden im Folgenden als 
GBW-Gesellschaften bezeichnet. 

Die im Rahmen des nachfolgenden Berichts ermittelten Kennzahlen basieren auf den spezifischen 
Definitionen der Sozialcharta und können unter Umständen von anderen Berichten wie zum Bei-
spiel dem Lagebericht oder Presseveröffentlichungen abweichen. 

Folgende Kennzahlen liegen dem Bericht zugrunde: 

• Anzahl der Bestandswohnungen zum 27.05.2013 31.520 
• Anzahl der Bestandsmieter zum 27.05.2013 31.067 
• Anzahl der Bestandsmieter zum 27.05.2013 

abzgl. Bestandsmieter mit Kostenmiete 23.036 

2. Bericht 

Die Einhaltung und Umsetzung der Vorgaben aus der Sozialcharta wird wie nachfolgend darge-
stellt durch entsprechende, für alle Mitarbeiter/Innen der GBW-Gesellschaften verbindliche Ar-
beitsanweisungen sowie darin festgelegte Kontrollmaßnahmen sowie Prüf-und Dokumentations-
pflichten und ein umfassendes Reporting gewährleistet. Die Arbeitsanweisungen sind diesem Be-
richt als Anlagen beigefügt. 

2.1 Kündigungsschutz gemäß § 2.1 der Sozialcharta 

Der Kündigungsschutz für Bestandsmieter der GBW-Gesellschaften gemäß § 2.1 der Sozialcharta 
wird in der Arbeitsanweisung A-2014-03 (vgl. Anlage 2) geregelt. Die Arbeitsanweisung lautet 
wie folgt: 

Bis zum 27. Mai 2023 dürfen Mietverträge mit Bestandsmietern von Bestandswohnungen wegen Eigen-
bedarf (§ 573 Abs. 2 Satz 1 Nr.2 BGB) oder wegen der Verhinderung der angemessenen wirtschaftlichen 
Verwertung des Grundstücks (§ 573 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BGB) nicht gekündigt werden. Gleiches gilt für 
Bestandsmieter, die nach dem 27. Mai 2013 in eine andere GBW-Wohnung umgesetzt wurden oder 
umgezogen sind. Sämtliche bis zum 27. Mai 2023 erfolgten Kündigungen sind unter Angabe der Kündi-
gungsgründe gesondert zu dokumentieren. 

Bei Zweifelsfragen sind die Geschäftsführung und/oder der Bereich Recht anzusprechen. 

Im 12-Monatszeitraum 27.05.2015 bis 27.05.2016 sowie in dem Zeitraum 27.05.2016 bis 
31.12.2016 wurden Mietverträge von Bestandsmietern bzw. von solchen Bestandsmietern, die 
nach dem 27.05.2013 in eine andere GBW-Wohnung umgesetzt wurden oder in eine andere 
GBW-Wohnung umgezogen sind, weder wegen Eigenbedarf noch wegen der Verhinderung der 
angemessenen wirtschaftlichen Verwertung gekündigt. 

2.2 Erweiterter Kündigungsschutz gemäß § 2.2 der Sozialcharta 

Der erweiterte Kündigungsschutz gemäß § 2.2 der Sozialcharta wird durch die Arbeitsanweisung 
A-2014-04 (vgl. Anlage 3) wie folgt geregelt: 

Eigenbedarfs- , Verwertungs- und sonstige Kündigungen 

Die Mietverträge der Bestandsmieter von Bestandswohnungen, die am 27. Mai 2013 das 60. Lebensjahr 
vollendet hatten oder die schwerbehindert sind, dürfen bis zum Tod dieser Bestandsmieter oder bis zum 
Tod der Ehegatten oder Lebenspartner dieser Bestandsmieter, sofern diese das Mietverhältnis nach dem 
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Tod des Bestandsmieters übernommen haben, wegen Eigenbedarfs (§ 573 Abs. 2 Satz 1 Nr.2 BGB) oder 
der Verhinderung der angemessenen wirtschaftlichen Verwertung des Grundstücks (§ 573 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 BGB) nicht gekündigt werden. Gleiches gilt für die vor genannten Bestandsmieter, die nach dem 27. 
Mai 2013 in eine andere GBW-Wohnung umgesetzt wurden oder umgezogen sind. 

Die Mietverträge der vorgenannten Bestandsmieter dürfen auch ansonsten und dauerhaft nur in begrün-
deten Ausnahmefällen gekündigt werden. 

Prüf- und Dokumentationspflichten bis zum 27. Mai 2023 

Bei sonstigen Kündigungen ist neben den gesetzlichen Voraussetzungen der Kündigung vorab zu prüfen, 
ob der Bestandsmieter am 27. Mai 2013 das 60. Lebensjahr vollendet hatte oder schwerbehindert ist. 
Liegen dem Kundenservice diesbezüglich keine Informationen vor, ist in das Kündigungsschreiben ein 
Passus aufzunehmen, wonach der Bestandsmieter, sofern er am 27. Mai 2013 das 60. Lebensjahr vollendet 
hatte oder schwerbehindert ist, nach Erhalt des Kündigungsschreibens Kontakt mit dem Kundenservice 
aufnehmen soll. 

Stellt sich auf Grund der Rückmeldung durch den Bestandsmieter heraus, dass dieser zu dem vorgenannten 
Personenkreis gehört, ist gesondert zu prüfen, ob und unter welchen Voraussetzungen eine Fortsetzung 
des Mietvertrages möglich ist. 

Es gilt die Dokumentationspflicht gemäß Arbeitsanweisung A-2014-03. Zusätzlich ist im Fall der Kündi-
gung zu dokumentieren, aus welchen Gründen eine Fortsetzung des Mietverhältnisses nicht möglich und 
zumutbar war. 

Prüf- und Dokumentationspflichten ab dem 28. Mai 2023 

Vor jeder Kündigung eines Mietvertrages mit einem Bestandsmieter ist zu prüfen, ob der betroffene Be-
standsmieter am 27. Mai 2013 das 60. Lebensjahr vollendet hatte oder schwerbehindert ist. Liegen dem 
Kundenservice diesbezüglich keine Informationen vor, ist in das Kündigungsschreiben ein Passus aufzu-
nehmen, wonach der Bestandsmieter, sofern er am 27. Mai 2013 das 60. Lebensjahr vollendet hatte oder 
schwerbehindert ist, nach Erhalt des Kündigungsschreibens Kontakt mit dem zuständigen Kundenservice 
aufnehmen soll. 

Stellt sich auf Grund der Rückmeldung durch den Bestandsmieter heraus, dass dieser zu dem vorgenannten 
Personenkreis gehört, ist eine Eigenbedarfs- oder Verwertungskündigung unverzüglich zurückzunehmen. 
Bei sonstigen Kündigungen ist zu prüfen, ob und unter welchen Voraussetzungen eine Fortsetzung des 
Mietvertrages möglich ist. 

Es gilt die Dokumentationspflicht gemäß Arbeitsanweisung A-2014-03. Zusätzlich ist im Fall der Kündi-
gung zu dokumentieren, aus welchen Gründen eine Fortsetzung des Mietverhältnisses nicht möglich und 
zumutbar war. 

In allen Zweifelsfragen sind die Geschäftsführung und/oder der Bereich Recht anzusprechen. 

Im 12-Monatszeitraum 27.05.2015 bis 27.05.2016 sowie in dem Zeitraum 27.05.2016 bis 
31.12.2016 wurden Mietverträge von Bestandsmietern bzw. von solchen Bestandsmietern, die 
nach dem 27.05.2013 in eine andere GBW-Wohnung umgesetzt wurden oder in eine andere 
GBW-Wohnung umgezogen sind und die durch § 2.2 der Sozialcharta besonders geschützt wer-
den, weder wegen Eigenbedarf noch wegen der Verhinderung der angemessenen wirtschaftli-
chen Verwertung oder aus sonstigen Gründen gekündigt. 

2.3 Ausschluss von Luxusmodernisierungen gemäß § 2.3 der Sozialcharta

Die Vorgaben zum Ausschluss von Luxusmodernisierungen gemäß § 2.3 der Sozialcharta sind in 
der Arbeitsanweisung A-2014-02 (vgl. Anlage 4) geregelt und lauten wie folgt: 
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Die geplante Modernisierung von Bestandswohnungen muss grundsätzlich den technischen Umsetzungs-
konzepten der Vorjahre entsprechen. Hierbei sind die Kriterien zu berücksichtigen, die anlässlich der Ab-
stimmung zwischen den Parteien des Aktienkaufvertrages herangezogen wurden (vgl. Besprechungspro-
tokolle vom 20.10. und 28.10.2014). 

Sofern im Einzelfall bauliche Maßnahmen in Bestandswohnungen geplant sind, die Luxusmodernisierun-
gen im Sinne der Sozialcharta darstellen, so dürfen diese Maßnahmen in den ersten 5 Jahren nach dem 
Vollzugstag (27. Mai 2013) ohne Einwilligung der betroffenen Mieter nicht durchgeführt werden. 

Vor der Durchführung der entsprechenden Maßnahmen ist eine schriftliche Einwilligung des betroffenen 
Mieters einzuholen. Die Einwilligung, die auch Bestandteil einer Modernisierungsvereinbarung sein 
kann, ist in der Mieterakte zu dokumentieren. 

Die vorgenannte Regelung findet Anwendung auf sämtliche Mieter von Bestandswohnungen unabhän-
gig davon, ob es sich um Bestands- oder Neumieter handelt. 

Im 12-Monatszeitraum 27.05.2015 bis 27.05.2016 sowie in dem Zeitraum 27.05.2016 bis 
31.12.2016 sind keine Luxusmodernisierungen von Bestandswohnungen ohne Einwilligung der 
betroffenen Mieter durchgeführt worden. 

2.5 Nachhaltiges Bestandsmanagement gemäß § 2.5 der Sozialcharta 

Die Sicherstellung eines nachhaltigen Bestandsmanagements gemäß § 2.5 der Sozialcharta wird 
in der Arbeitsanweisung A-2014-06 (vgl. Anlage 5) wie folgt geregelt: 

In den ersten fünf Kalenderjahren vom 31.12.2012 bis zum 31.12.2017 ist zur Sicherstellung eines nach-
haltigen Bestandsmanagements der Bestandswohnungen jährlich ein durchschnittlicher Mindestinvestiti-
onsbetrag von 15,00 /m² Wohnfläche für Maßnahmen zur Instandhaltung und Modernisierung der Be-
standswohnungen aufzuwenden. 

Maßnahmen zur Instandhaltung und Modernisierung sind Investitionsmaßnahmen jeder Art, insbesondere 
Reparaturen, Modernisierungen, Wertverbesserungen, unabhängig davon, ob diese Maßnahmen aktivie-
rungspflichtig oder aktivierungsfähig sind. 

Höhere Investitionen in einem Kalenderjahr vermindern den aufzuwendenden durchschnittlichen Min-
destinvestitionsbetrag für das Folgejahr. 

Durch den Käufer von Bestandswohnungen nachgewiesene Investitionen werden auf den jährlich aufzu-
wendenden Mindestinvestitionsbetrag angerechnet. 

Der Bereich Betriebswirtschaft hat die Entwicklung der Instandhaltungs- und Modernisierungsaufwendun-
gen auf der Grundlage des Monatsreportings bzw. des Forecasts zu überwachen und die Geschäftsführung 
sowie den Bereich Technik bzw. die Niederlassungen frühzeitig über relevante Abweichungen zu infor-
mieren. 

Bei Zweifelsfragen sind die Geschäftsführung und/oder der Bereich Recht anzusprechen. 

Die GBW-Gesellschaften haben im Berichtsjahr den nach Maßgabe der Sozialcharta aufzuwen-
denden durchschnittlichen Mindestinvestitionsbetrag von 15,00  /m² Wfl. für Maßnahmen zur 
Instandhaltung und Modernisierung von Bestandswohnungen deutlich überschritten. 

Im Berichtszeitraum 01.01.2016 bis 31.12.2016 wurden durchschnittlich 29,10 /m² Wfl. für In-
standhaltungen und Modernisierungen von Bestandswohnungen aufgewendet. Berücksichtigt 
wurden alle Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen unabhängig davon, ob sie akti-
vierungspflichtig oder aktivierungsfähig waren. 
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Von der Möglichkeit gemäß § 2.5 der Sozialcharta höhere durchschnittliche Vorjahresinvestitio-
nen auf das Folgejahr vorzutragen bzw. im Folgejahr entsprechend weniger zu investieren, wurde 
kein Gebrauch gemacht. Der Vortrag in Höhe von 7,02 /m² Wfl., der sich aus den im Vorjah-
reszeitraum aufgewendeten Instandhaltungs- und Modernisierungsinvestitionen von durch-
schnittlich 22,02 /m² Wfl. ergeben hat, wurde für 2016 nicht in Ansatz gebracht. 

2.6 Langfristiger Bestandserhalt gemäß § 2.6 der Sozialcharta

Die Vorgaben zum langfristigen Bestandserhalt gemäß § 2.6 der Sozialcharta werden in der Ar-
beitsanweisung A-2014-09 (vgl. Anlage 6) wie folgt geregelt: 

Während der ersten 5 Jahre nach dem Vollzugstag (27. Mai 2013) dürfen zur Sicherstellung des Grund-
bestandes der GBW Gruppe in jedem 12-Monats-Zeitraum nur 1.500 Bestandswohnungen veräußert wer-
den. Zukäufe und Neubauten können mit Verkäufen saldiert werden. Als maßgeblicher Zeitpunkt ist bei 
Ver- und Zukäufen der Übergang von Nutzen und Lasten und bei Neubauten die Bezugsfertigstellung zu 
berücksichtigen. Soweit in einem 12-Monats-Zeitraum weniger als 1.500 Bestandswohnungen veräußert 
werden, ist die Differenz zu diesem Grenzwert auf die Folgeperiode vorzutragen. 

Zusätzlich zu der vorbeschriebenen Beschränkung ist die Veräußerung von Bestandswohnungen im Wege 
des Verkaufs von Wohnungseigentum (Einzelprivatisierung) in den ersten 5 Jahren nach dem Vollzugstag 
(27. Mai 2013) auf 3% des Wohnungsbestandes in jedem 12-Monats-Zeitraum begrenzt. Soweit in einem 
12-Monats-Zeitraum weniger als 3% des jeweiligen Wohnungsbestandes im Wege der Einzelprivatisie-
rung veräußert werden, ist die Differenz zu diesem Grenzwert auf die Folgeperiode vorzutragen. 

Auf die Veräußerung von Neubauwohnungen bzw. zugekauften Wohnungen findet § 2.6 der Sozialcharta 
keine Anwendung. 

Kontrollmaßnahmen 

Die Bereiche Verkauf und Betriebswirtschaft haben unter Berücksichtigung von Zukäufen und Neubauten 
die Begrenzung des Verkaufs von Bestandswohnungen auf 1.500 und die Begrenzung von Einzelprivati-
sierungen auf 3% des jeweiligen Wohnungsbestandes in jedem 12-Monats-Zeitraum auf der Grundlage 
des Monats-Reportings sowie regelmäßiger Auswertungen zu überwachen und die Geschäftsführung früh-
zeitig über relevante Abweichungen zu informieren. 

Bei Zweifelsfragen sind die Geschäftsführung und / oder der Bereich Recht anzusprechen. 

Im 12-Monatszeitraum 27.05.2015 bis 27.05.2016 wurden die Vorgaben von § 2.6 der Sozial-
charta eingehalten. Die GBW-Gesellschaften haben in dem vorgenannten Zeitraum ohne Berück-
sichtigung von Zukäufen und Neubauten 764 Bestandswohnungen mit Nutzen- und Lastenüber-
gang veräußert. 842 Wohneinheiten wurden im Rahmen von Neubaumaßnahmen fertiggestellt 
bzw. mit Nutzen- und Lastenübergang erworben. 

Der Gesamtwohnungsbestand der GBW-Gesellschaften hat sich somit nach Saldierung von Zu-
käufen und Neubauten in dem genannten 12-Monatszeitraum von 29.464 Bestandswohnungen 
zum Stichtag 27.05.2015 um 78 Wohnungen auf 29.542 Wohnungen zum 27.05.2016 erhöht. 
Von 764 veräußerten Bestandswohnungen wurden 539 Bestandswohnungen im Wege des 
Blockverkaufs und 225 Bestandswohnungen durch Einzelprivatisierung (d.h. Verkauf von Woh-
nungseigentum) veräußert. Das entspricht einer Privatisierungsquote von rd. 0,76 %. 

In dem Zeitraum vom 27.05.2016 bis zum 31.12.2016 wurden weitere 551 Bestandswohnungen 
mit Nutzen- und Lastenübergang veräußert. Im gleichen Zeitraum wurden 42 Wohneinheiten 
neu errichtet bzw. mit Nutzen- und Lastenübergang erworben; gegenläufig hat sich durch tech-
nische Maßnahmen, z.B. Zusammenlegung von Wohneinheiten, die Zahl der Wohneinheiten um 
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26 verringert, so dass ein positiver Saldo von 16 Wohneinheiten erzielt wurde. Der Gesamtwoh-
nungsbestand hat sich damit bis 31.12.2016 nach Saldierung von Zukäufen, Neubauten und 
sonstigen Maßnahmen um 535 Wohnungen auf 29.007 Wohnungen verringert. Von den veräu-
ßerten Bestandswohnungen wurden 155 im Wege der Einzelprivatisierung verkauft. 

2.7 Kommunales Vorkaufsrecht bei Weiterverkäufen gemäß § 2.7 Sozialcharta

Das Kommunale Vorkaufsrecht wird in der Arbeitsanweisung A-2014-07 (vgl. Anlage 7) geregelt. 

Entsprechend § 2.7 der Sozialcharta lautet die Arbeitsanweisung wie folgt: 

Beim erstmaligen Verkauf von Bestandswohnungen im Wege des Blockverkaufs oder des Verkaufs von 
Wohnungseigentum, der innerhalb von 3 Jahren nach dem Vollzugstag (27.05.2013) beurkundet wird, ist 
der Stadt oder der Gemeinde, auf deren Gemeindegebiet sich die Bestandswohnung befindet, mit dem 
Abschluss des jeweiligen Kaufvertrags ein Vorkaufsrecht gemäß §§ 463 ff. BGB einzuräumen. Falls von 
der Stadt oder der Gemeinde gewünscht, ist das vorgenannte Vorkaufsrecht anstelle dieser der von ihr 
benannten und gehaltenen kommunalen Wohnungsgesellschaft einzuräumen, sofern hierdurch der Pearl 
AcquiCo Eins GmbH & Co. KG (jetzt GBW Real Estate GmbH & Co. KG) und der Pearl AcquiCo Zwei 
GmbH & Co. KG kein Nachteil entsteht. 

Abweichend von den gesetzlichen Vorschriften ist im Kaufvertrag zu regeln, dass das Vorkaufsrecht nur 
bis zum Ablauf von einem Monat nach dem Empfang der Mitteilung gemäß § 469 Abs.1 BGB angenom-
men werden darf. Weiterhin regelt die Arbeitsanweisung, dass im Kaufvertrag geregelt werden muss, dass 
der Vorkaufsberechtigte neben dem Kaufpreis zusätzlich einen Pauschalbetrag von 5% des Kaufpreises zu 
zahlen hat, den die Verkäuferin zur Erstattung der Kosten des Drittkäufers verwenden wird. Etwaige ge-
setzliche Vorkaufsrechte der Mieter sind beim Weiterverkauf zu beachten. Sie gehen dem Kommunalen 
Vorkaufsrecht vor. 

Bei Zweifelsfragen sind die Geschäftsführung und/oder der Bereich Recht anzusprechen. 

Die GBW-Gesellschaften haben bei den im 12-Monatszeitraum 27.05.2015 bis 27.05.2016 be-
urkundeten Blockverkäufen und Einzelprivatisierungen den Städten und Gemeinden, auf deren 
Gemeindegebiet sich die jeweils verkauften Bestandswohnungen befinden, ein Vorkaufsrecht ein-
geräumt. Das Recht zum Vorkauf wurde dabei in Abstimmung mit den Parteien des Aktienkauf-
vertrages mit dem Abschluss des jeweiligen notariellen Kaufvertrages zugunsten der Stadt oder 
Gemeinde vereinbart. In dem vorgenannten Zeitraum hat keine der Städte oder Gemeinden, de-
nen ein Vorkaufsrecht eingeräumt wurde, hiervon Gebrauch gemacht. In einem Fall wurden die 
Bestandswohnungen einer GBW-Gesellschaft im Weg des Blockverkaufs an eine städtische Woh-
nungsgesellschaft veräußert. 

Seit dem 28.05.2016 ist die Verpflichtung erloschen, beim Verkauf von Bestandswohnungen ein 
kommunales Vorkaufsrecht einzuräumen. 

2.8 Verpflichtungen der Käuferinnen bei Weiterveräußerungen gemäß § 3.1 der Sozial-
charta

Die Übernahme der Vorgaben aus der Sozialcharta durch Erwerber beim Kauf von Bestandswoh-
nungen gemäß § 3.1 der Sozialcharta ist in der Arbeitsanweisung A-2013-01 (vgl. Anlage 8) wie 
folgt geregelt: 

Beim zulässigen Weiterverkauf von Wohnungen ist dafür zu sorgen, dass die Bestimmungen der Sozial-
charta zum erweiterten Kündigungsschutz und zum Ausschluss von Luxusmodernisierungen (§§ 2.1 – 2.3 
der Sozialcharta) vom Erwerber eingehalten werden, es sei denn, die Wohnungen werden an Mieter oder 
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sonstige Selbstnutzer verkauft. Es ist sicherzustellen, dass der Erwerber die Vorgaben zur Individualumset-
zung der Sozialcharta (Nachtragsangebot an die Mieter) einhält. Darüber ist im Einzelfall zu entscheiden, 
ob dem Erwerber die entsprechenden Informationspflichten zur Mietentwicklung, Bestandserhaltung und 
Weiterverkauf (vgl. Kaufvertragsmuster) aufzuerlegen sind. Es ist das jeweils aktuelle Kaufvertragsmuster 
zu verwenden. 

Es ist zu dokumentieren, dass der GBW Gruppe durch die Weitergabe der Regelungen zum erweiterten 
Kündigungsschutz und zum Ausschluss von Luxusmodernisierungen (§§ 2.1 – 2.3 der Sozialcharta) keine 
Nachteile entstehen. 

Bei Zweifelsfragen sind die Geschäftsführung und/oder der Bereich Recht anzusprechen. 

Ein Auszug aus dem bis 27.05.2016 geltenden Kaufvertragsmuster ist diesem Bericht als An-
lage 9a beigefügt. Seit dem Wegfall des kommunalen Vorkaufsrechts gilt seit 28.05.2016 das in 
Anlage 9b verwendete Muster (Auszug aus dem Kaufvertrag). 

Die GBW-Gesellschaften haben bei den im 12-Monatszeitraum 27.05.2015 bis 27.05.2016 sowie 
in dem Zeitraum 27.05.2016 bis 31.12.2016 beurkundeten Blockverkäufen und Einzelprivatisie-
rungen durch Übernahme der individualschützenden Regelungen gemäß den §§ 2.1 bis 2.3 der 
Sozialcharta in die Kaufverträge dafür Sorge getragen, dass die Erwerber der Bestandswohnungen 
zur Einhaltung dieser Regelungen verpflichtet werden. 

Die Einhaltung der vorbeschriebenen Verpflichtungen der Erwerber wurde durch Vereinbarung 
entsprechender Vertragsstrafen in den Kaufverträgen sichergestellt. Schließlich wurden die Er-
werber verpflichtet, bei Weiterveräußerung der Bestandswohnungen an einen Dritterwerber die 
vorbeschriebenen Verpflichtungen zur Übernahme der §§ 2.1 bis 2.3 der Sozialcharta auch dem 
Dritterwerber verbindlich aufzuerlegen. 

2.9 Mitarbeiterschutz gemäß § 4 der Sozialcharta 

Die Vorgaben zum Mitarbeiterschutz gemäß § 4 der Sozialcharta regelt die Arbeitsanweisung  
A-2014-08 (vgl. Anlage 10) wie folgt: 

Die am 27. Mai 2013 bestehenden Betriebsvereinbarungen dürfen für einen Zeitraum von fünf Jahren 
bis zum 27. Mai 2018 nicht zulasten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der GBW Gruppe gekündigt 
werden. 

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der GBW Gruppe ist für den Zeitraum von fünf Jahren vom 
27. Mai 2013 bis zum 27. Mai 2018 die Möglichkeit einer angemessenen Fort- und Weiterbildung anzu-
bieten. Die am 27. Mai 2013 bestehenden Ausbildungsverhältnisse sind fortzuführen. Während der ers-
ten fünf Jahre vom 27. Mai 2013 bis zum 27. Mai 2018 sind im bisherigen Umfang Auszubildende ein-
zustellen. 

Bei Zweifelsfragen sind die Geschäftsführung und/oder der Bereich Recht anzusprechen. 

Die GBW-Gesellschaften, die über eigenes Personal verfügen, d.h. GBW GmbH, GBW Manage-
ment GmbH und GBW Gebäudemanagement GmbH, sind den Verpflichtungen aus der Sozial-
charta durch schriftliche Schuldbeitrittserklärung vom 07.05.2014 beigetreten. 

Die GBW Real Estate GmbH & Co. KG (vormals Pearl AcquiCo Eins GmbH & Co. KG), auf die im 
Wege des Betriebsübergangs zum 31.12.2013 Mitarbeiter der GBW Management GmbH über-
gegangen sind, hat sich bereits durch die Vereinbarung der Sozialcharta im Aktienkaufvertrag zur 
Einhaltung der Mitarbeiterschutzklauseln verpflichtet. 
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Die Vorgaben zum Mitarbeiterschutz gemäß den §§ 4.1 bis 4.3 der Sozialcharta wurden in dem 
12-Monatszeitraum 27.05.2015 bis 27.05.2016 und in dem Zeitraum 27.05.2016 bis 31.12.2016 
eingehalten. Keine der zum Vollzugstag bestehenden Betriebsvereinbarungen wurde einseitig 
durch eine GBW-Gesellschaft gekündigt. Den Mitarbeitern der GBW Real Estate GmbH & Co. 
KG, der GBW GmbH sowie der GBW Management GmbH und der GBW Gebäudemanagement 
GmbH wurden Angebote zur angemessenen Fort- und Weiterbildung unterbreitet. Die Kosten 
für Fort- und Weiterbildung erhöhten sich von 228.815  im Jahr 2015 auf 296.031  im Jahr 
2016. 

Alle zum 27.05.2013 bestehenden Ausbildungsverhältnisse wurden im Berichtszeitraum fortge-
führt bzw. zum Teil nach Abschluss der Ausbildungsverhältnisse in unbefristete Arbeitsverhält-
nisse überführt. Gleichzeitig wurden neue Ausbildungsverhältnisse abgeschlossen. Zum 
31.12.2016 bestand mit 14 jungen Menschen ein Ausbildungsverhältnis. 
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VIII. Sozialcharta 
 
Bei Verkauf der Aktien an der GBW AG (nach Formumwandlung nunmehr die GBW 
GmbH) durch die Bayerische Landesbank, vollzogen am 27.05.2013, haben die 
Käuferinnen der Aktien, die Pearl AcquiCo Eins GmbH & Co. KG (nunmehr 
umfirmiert in GBW Real Estate GmbH & Co. KG) und die Pearl AcquiCo Zwei GmbH 
& Co. KG, (im Folgenden „Aktienkäuferinnen“) zum Schutz der Mieter vertraglich im 
Kaufvertrag vom 27./28.03.2013 UR-Nr.: 198/13 der Notarin Dr. Sabine Funke, 
Frankfurt am Main, verschiedene Pflichten im Rahmen einer Sozialcharta (Anlage 5)  
übernommen. Der Käufer bestätigt, dass ihm die vorgenannte Sozialcharta bekannt 
ist. Der Verkäufer ist dieser Sozialcharta als Verpflichteter beigetreten. 
 
Zur Umsetzung der Verpflichtungen der Aktienkäuferinnen aus der Sozialcharta 
werden zwischen den heutigen Vertragsteilen die folgenden weiteren 
Vereinbarungen getroffen:  
 
2. Informationspflichten des Käufers 
Der Käufer verpflichtet sich, dem Verkäufer unter jeweiliger Verwendung des 
Formulars gemäß Anlage 6  mitzuteilen und auf Verlangen des Verkäufers unter 
Vorlage der entsprechenden Belege nachzuweisen:  
 
a) Wie sich die Nettokaltmieten der von ihm erworbenen Bestandswohnungen, die 
von Bestandsmietern (Anlage 1)  bewohnt werden, pro Quadratmeter Wohnfläche 
seit dem Übergang des wirtschaftlichen Eigentums (Übergang von Nutzen und 
Lasten) im Durchschnitt verändert haben. Eine Wohnung ist dann eine 
Bestandswohnung, wenn sie sich am 27.05.2013 im wirtschaftlichen Eigentum des 
Verkäufers befand. Bestandsmieter sind Mieter, mit denen am 27.05.2013 ein 
ungekündigtes Mietverhältnis bestand.  
 
Vorliegend werden ausschließlich Bestandswohnungen verkauft.  
 
Der Käufer teilt dem Verkäufer die Mietänderung zwischen dem Datum des 
Besitzübergangs und dem 27.05.2017 bis zum 15.06.2017 mit. Danach teilt der 
Käufer dem Verkäufer die Mietänderung zwischen dem 28.05.2017 und dem 
27.05.2018 - bis zum 15.06.2018 - mit. Zusätzlich wird der Käufer dem Verkäufer 
innerhalb der vorbenannten Fristen zum jeweiligen Stichtag (27.05.2017 und 
27.05.2018) eine Mieterliste mit Mietbeginn und aktueller Miethöhe überlassen bzw. 
diese Angaben im Rahmen der Anlage 6  übergeben. Mieternamen können 
geschwärzt werden. 
 
Mit den Mitteilungen über den Zeitraum bis zum 27.05.2018 endet die Informa-
tionspflicht des Käufers hinsichtlich der Mietänderungen. Fristwahrend ist jeweils der 
Eingang beim Verkäufer. 
 
Der Käufer hat dem Verkäufer zu versichern, dass die Beendigung jedes Miet-
verhältnisses Sozialcharta konform erfolgte. Auf Anforderung hat der Käufer dem 
Verkäufer die weiteren Modalitäten, insbesondere den Beendigungsgrund, die genau 
bezeichnete Wohnung, den Mieternamen, das Auszugsdatum und die neue Anschrift 
des Mieters mitzuteilen.  
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b) Welche Investitionen er in € pro Quadratmeter Wohnfläche für Maßnahmen zur 
Instandhaltung und Instandsetzung, Reparaturen, Wartung, Modernisierung und 
sonstige Wertverbesserungen, unabhängig davon, ob aktivierungspflichtig oder -
fähig, seit Ankauf bzw. seit dem 01.01. bis zum 31.12. des jeweiligen Vorjahres bei 
Bestandswohnungen getätigt hat. Der Käufer hat diese Verpflichtungen letztmals für 
Zeiträume bis zum 31.12.2017 zu erfüllen. Der Käufer wird diese Information dem 
Verkäufer spätestens bis zum 23.01. eines jeden Kalenderjahres (Eingang beim 
Verkäufer) mitteilen, somit letztmals zum 23.01.2018. 
 
c) Wenn der Käufer den Vertragsgegenstand oder Teile desselben weiterveräußert 
bzw. einem Dritten unentgeltlich zuwendet oder nach dem Käufer ein Dritter auf 
andere Art und Weise das Eigentum erwirbt, wird der Käufer dem Verkäufer den 
jeweiligen Kaufgegenstand sowie Name und Adresse des Käufers/neuen 
Eigentümers unverzüglich nach Eigentumsübergang auf den Dritten mitteilen. Diese 
Informationspflicht besteht mindestens bis zum 31.12.2023 bzw. solange, wie ein 
Mieter eine Wohnung bewohnt, der einen Kündigungsschutz nach diesem Vertrag / 
nach der Sozialcharta genießt.   
 
Alle Informationen, die der Käufer dem Verkäufer nach diesem Vertrag schuldet, wird 
der Käufer dem Verkäufer sowohl in Schriftform (§ 126 Abs. 1 BGB) als auch in 
Dateiform per E-Mail an sozialcharta@gbw-gruppe.de unter jeweiliger Verwendung 
des Formulars gemäß Anlage 6 zur Verfügung stellen. Der Verkäufer hat das Recht 
die zugrundeliegenden Unterlagen (Verträge, Rechnungen, WEG-Abrechnungen 
etc.) im Original einzusehen und sich Kopien anzufertigen.   
 
Sofern hinsichtlich des Vertragsgegenstands zukünftig ein WEG-Verwalter bestellt 
wird, wird der Käufer dafür Sorge tragen, dass der Verkäufer die vorgenannten 
Informationen unmittelbar vom WEG-Verwalter erhält. Ist der WEG-Verwalter 
gleichzeitig Sondereigentumsverwalter, wird er auch die Informationen zur Miethöhe 
erteilen. Der Käufer wird dafür Sorge tragen, dass eine entsprechende Regelung in 
der Teilungserklärung und in den WEG-Verwaltervertrag und in den 
Sondereigentumsverwaltervertrag aufgenommen wird. Darüber hinaus ermächtigt 
der Käufer den Verkäufer unwiderruflich dazu, die geschuldeten Informationen beim 
WEG-Verwalter und beim Sondereigentumsverwalter zu erfragen. Die Pflicht des 
WEG-Verwalters tritt neben die des Käufers.  
 
d) Der Käufer hat dem Verkäufer umfassend Auskunft über alle Informationen zu 
erteilen, die für die Überprüfung der Einhaltung der Regelungen dieses Abschnitts 
VIII erforderlich sind. Diese Pflicht zur Auskunftserteilung umfasst neben der 
schriftlichen Auskunft insbesondere auch die Vorlage von Dokumenten bzw. 
Urkunden sowie die Gewährung der Einsichtnahme in relevante Datenbanken. 
 
3.1 Kündigungsschutz 
Der Käufer verpflichtet sich, eine Kündigung der Mietverhältnisse von Be-
standsmietern, also Mietern, deren Mietverhältnis am 27.05.2013 ungekündigt 
Bestand hatte (Anlage 1) wegen Eigenbedarfs oder wegen Verhinderung der 
angemessenen wirtschaftlichen Verwertung des Grundstücks frühestens auf einen 
Zeitpunkt nach dem 28.05.2023 auszusprechen. 
 
3.2 Erweiterter Kündigungsschutz  
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Über den Schutz gem. 3.1 hinaus verpflichtet sich der Käufer, die Mietverhältnisse 
mit Mietern, die am 27.05.2013 das 60zigste Lebensjahr vollendet hatten oder 
schwerbehindert waren, bis zum Tode dieser Mieter oder bis zum Tod seines 
Ehegatten oder Lebenspartners, sofern dieser das Mietverhältnis nach dem Tod des 
Mieters übernommen hat, nicht wegen Eigenbedarfs oder wegen Verhinderung der 
angemessenen wirtschaftlichen Verwertung des Grundstücks zu kündigen. Diese 
Mieter dürfen auch ansonsten generell und dauerhaft nur in begründeten 
Ausnahmefällen gekündigt werden. 
 
3.3 Ausschluss Luxusmodernisierungen 
Der Käufer verpflichtet sich, ohne Einwilligung des jeweils betroffenen Mieters bis 
zum 28.05.2018 keine Luxusmodernisierung von Bestandswohnungen 
durchzuführen. Eine Luxusmodernisierung ist eine bauliche Maßnahme, die die 
Ausstattung, den baulichen Zuschnitt und das Wohnumfeld in einer Weise ändern, 
dass die betroffene Wohnung nach einer solchen Maßnahme eine andere Zielgruppe 
als die bisherige Mieterstruktur anspricht. Keine Luxusmodernisierung sind bauliche 
Maßnahmen, mit denen die Wohnung auf ein übliches und zeitgemäßes 
Ausstattungsniveau gebracht wird. Der Ausschluss gilt für Bestandswohnungen bis 
zum vorgenannten Zeitpunkt unabhängig von einem Mieterwechsel.  
 
Der Käufer wird darauf hingewiesen, dass der Inhalt der vorstehenden Ziffern 3.1 bis 
3.3 durch Individualvereinbarung Bestandteil des Mietvertrages mit den (Bestands-
)Mietern geworden ist, soweit der Mieter dem nicht widersprochen hat.  
 
3.4 Vertragsstrafe  
Im Falle eines verschuldeten Verstoßes gegen die vorstehenden Kündigungs-
schutzbestimmung (Kündigungsschutz und / oder erweiterter Kündigungsschutz) und 
den Ausschluss der Luxusmodernisierung hat der Käufer an den Verkäufer eine 
Vertragsstrafe in Höhe von EUR 50.000,-- pro gekündigter bzw. luxusmodernisierter 
Wohnung zu zahlen.  
 
Eine Vertragsstrafe fällt nicht an, wenn der zugrundeliegende Verstoß gegen die 
vorstehenden Kündigungsschutzbestimmung (Kündigungsschutz und / oder 
erweiterter Kündigungsschutz) und den Ausschluss der Luxusmodernisierung 
innerhalb von drei Monaten nach Begehung des Verstoßes durch den Käufer 
vollständig rückgängig gemacht wird, einschließlich des Ausgleichs ggf. entstandener 
Nachteile für den Verkäufer und den Mieter.  
 
Entscheidend für die Verwirkung der Vertragsstrafe ist der Zeitpunkt der Vornahme 
und nicht der Zeitpunkt der Feststellung der Verwirkungshandlung. Entsprechendes 
gilt im Fall des Unterlassens. Der Einwand des Fortsetzungszusammenhangs ist 
ausgeschlossen.  
 
4. Weitergabe der Pflichten gemäß Ziffern 2 und 3 
Der Käufer ist bei Weitergabe des Eigentums am Vertragsgegenstand (ganz oder 
teilweise bspw. als Eigentumswohnungen aufgeteilt nach WEG) verpflichtet, die 
vorstehenden Verpflichtungen aus Ziffern 2 und 3 seinen Rechtsnachfolgern 
aufzuerlegen, mit der Maßgabe, dass auch diese ihre Rechtsnachfolger 
entsprechend verpflichten müssen.  
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Der Käufer haftet neben dem jeweiligen Erwerber als Gesamtschuldner für die 
Erfüllung der vorstehenden Verpflichtungen aus Ziffern 2. und 3. sowie die 
Auferlegung der Weitergabeverpflichtung gemäß dieser Ziffer 4. Diese gesamt-
schuldnerische Haftung endet spätestens am 31.01.2025. 
Die jeweiligen Erwerber sind jeweils unmittelbar zugunsten des Verkäufers (echter 
Vertrag zu Gunsten Dritter) zu verpflichten.  
 
Kommt der Käufer dieser Verpflichtung schuldhaft nicht nach, verwirkt er eine 
Vertragsstrafe in Höhe von 10 % des Kaufpreises aus dem Kaufvertrag mit dem 
jeweiligen Rechtsnachfolger, mindestens aber 10 % des jeweiligen Kaufpreises des 
betroffenen Vertragsgegenstands aus diesem Kaufvertrag, höchstens allerdings die 
Vertragsstrafe, die den Verkäufer aus dem Schuldbeitritt zu den Sozialchartapflichten 
aus dem Aktienkaufvertrag trifft. Die Grundsätze des Fortsetzungszusammenhangs 
sind ausgeschlossen.  
 
5. Schadensersatz 
Kommt der Käufer seinen vorgenannten Pflichten aus den Ziffern 2. bis 4. nicht nach, 
ist er dem Verkäufer zum Schadenersatz verpflichtet. Der Verkäufer ist hierbei auch 
berechtigt einen Schaden, der den Aktienkäuferinnen entsteht, geltend zu machen. 
Dies gilt auch für Schäden, die den Aktienkäuferinnen aus eventuellen 
Vertragsstrafen im Zusammenhang mit dem Aktienkauf, insbesondere im 
Zusammenhang mit der o.g. Sozialcharta entstehen.  
 
Die Schadensersatzpflicht des Käufers aus der Verletzung der Informationspflichten 
gem. Ziffer 2 ist hinsichtlich eventueller Vertragsstrafen des Verkäufers oder der 
Aktienkäuferinnen im Zusammenhang mit dem Aktienkauf auf EUR 3,5 Mio. 
begrenzt.  
 
6. Fälligkeit und Verzinsung einer Vertragsstrafe 
Eine Vertragsstrafe ist zu Beginn des Kalendermonates, der dem Kalendermonat 
folgt, in dem die Vertragsstrafe verwirkt ist, zur Zahlung fällig. Die Vertragsstrafe ist 
ab Geltendmachung mit einem Zinssatz von 9 Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz p.a. zu verzinsen. Mit der Zahlung der Vertragsstrafe ist die 
Geltendmachung sonstiger Ansprüche, insbesondere eines darüber hinausgehenden 
Schadensersatzes bei entsprechendem Nachweis nicht ausgeschlossen. Die 
Vertragsstrafe wird auf einen möglichen Schadensersatz angerechnet. 
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Sozialcharta –
GBW-Wohnungen
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Augsburg, 08. April 2013

• Die Käuferinnen der GBW AG sind einer umfangreichen, notariell beurkundeten Sozialcharta 
unterworfen, die nachfolgend als Anlage beigefügt ist.

• Die Regelungen der Sozialcharta zum Kündigungsschutz der Mieter sowie zum Ausschluss von 
Luxusmodernisierungen (Ziffern 2.1 bis 2.3 der Sozialcharta) werden individualvertraglich in den 
Mietverträgen umgesetzt. Das entsprechende Umsetzungsschreiben soll so schnell wie möglich, 
spätestens innerhalb von 15 Monaten, nach Vollzug des Kaufvertrages an die Mieter versendet 
werden. 

• Verstöße gegen die Sozialcharta führen zu substanziellen Vertragsstrafen der Käuferinnen.
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„Bescheinigung über die unabhängige betriebswirtschaftliche Prüfung des Berichts der 

GBW Real Estate GmbH & Co. KG und der Pearl AcquiCo Zwei GmbH & Co. KG an die Baye-

rische Landesbank, Anstalt des öffentlichen Rechts, München, über die Einhaltung der in 

der „Sozialcharta“ genannten Regelungen im Berichtszeitraum 2016 

An die GBW Real Estate GmbH & Co. KG und die Pearl AcquiCo Zwei GmbH & Co. KG, beide München 

Wir haben auftragsgemäß den Bericht der GBW Real Estate GmbH & Co. KG und der Pearl AcquiCo 

Zwei GmbH & Co. KG, beide München, über die Einhaltung der in der „Sozialcharta“ (Anlage 12.1 

zum Aktienkaufvertrag vom 27./28. März 2013 zwischen der GBW Real Estate GmbH & Co. KG und 

der Pearl AcquiCo Zwei GmbH & Co. KG, beide München, als Käuferinnen sowie der Bayerische Lan-

desbank, Anstalt des öffentlichen Rechts, München, als Verkäuferin) genannten Regelungen im Be-

richtszeitraum 2016 hinsichtlich des Einklangs der Aussagen und Angaben mit den zugrunde liegen-

den tatsächlichen Verhältnissen geprüft. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

Die gesetzlichen Vertreter der GBW Real Estate GmbH & Co. KG und der Pearl AcquiCo Zwei GmbH 

& Co. KG sind verantwortlich für die Aufstellung des gemäß § 12.4.1 des vorgenannten Aktienkauf-

vertrags zu erstattenden jährlichen Berichts über die Einhaltung der in der „Sozialcharta“ genannten 

Regelungen. Die gesetzlichen Vertreter sind außerdem verantwortlich für die internen Kontrollen, die 

sie als notwendig erachten, um die Aufstellung des Berichts zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 

– beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Aussagen oder Angaben ist. 
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Verantwortung des Wirtschaftsprüfers 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage unserer Prüfung ein Urteil zu den in dem Bericht enthalte-

nen Aussagen und Angaben über sämtliche Maßnahmen, Handlungen und Unterlassungen, die zur 

Einhaltung der in der Sozialcharta genannten Regelungen im Berichtszeitraum 2016 getroffen wor-

den sind, abzugeben. 

Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung des International Standard on Assurance Engagements 

ISAE 3000 (Assurance Engagements other than Audits or Reviews of Historical Financial Information) 

durchgeführt. Danach haben wir die Berufspflichten einzuhalten und die Prüfung unter Beachtung 

des Grundsatzes der Wesentlichkeit so zu planen und durchzuführen, dass wir unsere Beurteilung 

mit einer hinreichenden Sicherheit abgeben können. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit 

des internen Kontrollsystems, soweit es für die Aufstellung des jährlichen Berichts über die Einhal-

tung der in der Sozialcharta genannten Regelungen von Bedeutung ist, sowie Nachweise für die 

Aussagen und Angaben im Bericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 

sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 

Prüfungsurteil 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse stehen die geprüf-

ten Aussagen und Angaben in dem Bericht der Gesellschaften über die Einhaltung der in der Sozial-

charta genannten Regelungen im Berichtszeitraum 2016 in allen wesentlichen Belangen in Einklang 

mit den zugrunde liegenden tatsächlichen Verhältnissen. 
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